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I. Einleitung* 

 

Unsere Zeit ist durchdrungen von der Klimadiskussion; sie umfaßt alle Bereiche des 
Lebens, von Ernährung bis zur Energieerzeugung, von Reisen bis zur Rinderzucht. Ei-
gentlich ist es nur am Rande eine Diskussion, im Zentrum eher eine mit Gewißheit aus-
gestattete Überzeugung: Alle Vorgänge, die Kohlendioxyd erzeugen, vermehren diesen 
Stoff in der Atmosphäre weltweit und führen durch den Treibhauseffekt zum Tempera-
turanstieg mit katastrophalen Folgen, wie Überschwemmungen, Krankheiten, Dürre, 
Hunger, Stürme usw., kurz: eine von Menschen erzeugte Apokalypse, die nur durch die 
sofortige weltweite Reduktion des Treibhausgases Kohlendioxyd noch abgewendet 
werden kann. Immerhin, die prognostizierte Möglichkeit, die Apokalypse abzuwenden, 
mündet in klimapolitische Maßnahmen, die weltweit ohne Ausnahmen umzusetzen 
sind: Aufgabe der Energieerzeugung aus fossilen Brennstoffen, Reduktion von Trans-
port und Reisen, sofern damit Kohlendioxydausstoß verbunden ist, Einschränkung von 
Heizen und Produktion usw. Nicht weniger als ein Umbau der Gesellschaft, eine Um-
kehr in Produktion und Konsum werden verlangt [1].  

Zieht man den politischen Schleier zur Seite, so kommt ein wohldefiniertes ökonomi-
sches Problem zum Vorschein. (1) Wir verfügen heute und in der Zukunft über Res-
sourcen, die alternativen Verwendungen zugeführt werden können, also beispielsweise 
dem Klimaschutz oder anderen wohlfahrtsstiftenden Verwendungen (Bildung, Krank-
heitsbekämpfung, sozialer Ausgleich usw.). (2) Übernimmt man die These der 
anthropogenen Klimaveränderung, so ist die einfache Frage zu stellen, welche Strate-
gien die geringsten, auf den Entscheidungszeitpunkt diskontierten Kosten (im Sinne des 
Ressourcenverzehrs), und damit Wohlfahrtszuwachs, entstehen lassen. (3) Prinzipiell 
stehen zwei Politikstrategien zur Verfügung: zum einen die Vermeidung eines weiteren 
Klimawandels durch Kohlendioxyd-Reduktion, und somit die Schadensvermeidung, 
und zum anderen die Schadensbehebung, also die Reduktion der Folgen des Klimawan-
dels. (4) Die Entscheidung über die Politikstrategien würde in einer deterministischen 
Welt alleine über die diskontierten Kosten oder Wohlfahrtsveränderungen zu fällen 
sein. Da aber viele Zusammenhänge stochastischer Natur sind (Beispiele: Zusammen-
hang zwischen Kohlendioxyd-Ausstoß und Temperaturanstieg, Temperaturanstieg und 
Verschiebung der Klimazonen, des Pflanzenwachstums, des Meeresanstiegs usw.), ist 
der Erwartungswert der abdiskontierten Folgen die Entscheidungsgröße über die Poli-
tikstrategie. (5) Während die Schadensbehebung eine ex-post-Strategie ist, die zu einem 
Zeitpunkt durchgeführt werden wird, an dem viele unsicheren Zusammenhänge sich in 
bekannte Prozesse verwandelt haben, stellt die Schadensvermeidung eine ex-ante-
Strategie dar, die unter einem Maximum an Unsicherheit durchgeführt werden muß. 
Und letztlich: (6) Da die Klimaveränderung ein weltweites Phänomen ist, besteht bei 
der Schadensvermeidung in einigen Regionen der Anreiz, eine free-rider-Position ein-
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zunehmen; erfolgt die Schadensbehebung regional oder lokal, so ist der Anreiz zur Ein-
nahme einer free-rider-Position gering. 

Wir haben es also zu tun mit einem intertemporalen Allokationsproblem unter Unsi-
cherheit; die Ressourcen sind im Zeitablauf so auf Klimapolitik und andere Politiken  
aufzuteilen, daß letztlich die diskontierte Wohlfahrt (der Welt, der Nation, der Region, 
wie auch immer) maximiert wird [2]. Mit anderen Worten heißt das: Die Opportunitäts-
kosten des klimapolitischen Handelns müssen zu jedem Zeitpunkt berücksichtigt wer-
den, der eingesparte Ressourcenverzehr durch vermiedene klimapolitische Aktivitäten  
kann in anderen Politikfeldern wohlfahrtssteigernd eingesetzt werden. Dabei werden 
unveränderte Präferenzen der Menschen unterstellt; ohne diese Annahme wäre jedes in 
die ferne Zukunft gerichtete Handeln sinnlos. Gleichwohl werden sich langfristig auch 
die Präferenzen ändern, da sich diese in der Vergangenheit geändert haben und es kei-
nen Grund gibt, diesen Prozeß nicht auch für die Zukunft anzunehmen [3].  Die in den 
Punkten 1 bis 6 beschriebene formale Problemstruktur ist nunmehr mit einigen empiri-
schen Fakten zu unterlegen; es gibt physikalische Zusammenhänge, über die wir nur 
berichten können, es sind ökonomische Rückwirkungen, die wir formulieren können, 
und es sind Politikempfehlungen, die man diskutieren kann. Die klimawissenschaftli-
chen Resultate sollen nicht bewertet, sondern in gebotener Kürze aufgefächert werden. 
Dabei steht nicht die Vielzahl der empirischen Einzelergebnisse im Vordergrund – diese 
sind in unzähligen Publikationen veröffentlicht worden -, sondern die zentralen Gedan-
ken und Erkenntnisse, die aus den Untersuchungen und Modellrechnungen folgen.  

 
 

II. Es gibt kein Normalklima 

 

Eine Einsicht ist so fundamental wie einleuchtend, gleichwohl aber kaum verbreitet: Es 
gibt kein Normalklima, das es zu verteidigen gilt, es gibt keinen gleichgewichtigen 
Klimazustand, der zurückerobert werden muß [4]. Nach allem, was wir heute wissen, 
hat sich das Klima nicht nur in den letzten hundert Jahren, sondern auch im letzen Jahr-
tausend und davor in der Vergangenheit eindrucksvoll verändert. Dabei reduziert sich 
der Begriff „Klima“ schnell auf durchschnittliche Temperaturen, wobei – wie wir wis-
sen – unterschiedliche Verfahren zur Verfügung stehen, die das Resultat beeinflussen 
[5]. Ferner ist zu beachten, daß die systematische Temperaturmessung und Temperatur-
aufzeichnung in Europa erst seit 1850 vorliegen und für Zeiträume in ferner Vergan-
genheit alternative, unterschiedliche Verfahren angewendet werden müssen, wie die 
Bewertung der Baumringe oder die Analyse von Eisbohrkernen. Schließlich sind im 
Laufe der letzten hundert Jahre durch die Suburbanisierung der Städte ländliche Meß-
punkte zu innerstädtischen geworden, die durch die Bebauung stadttypische Klimain-
seln aufweisen.  
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Drei Zeitreihen werden üblicherweise dargestellt, wobei die ersten beiden eindrucksvoll 
zeigen, daß es kein Normal- oder Normklima gibt, und die letzte Zeitreihe die  
anthropogene Klimaänderung belegen soll [6]: 

(1) In den letzten 400 000 Jahren hat es durch Veränderung der Erdbahnparame-
ter eine Abfolge von vier Eiszeiten und entsprechenden Zwischeneiszeiten 
gegeben. Wenn die Erdbahn eher einer Ellipse gleicht, findet eine Zwischen-
eiszeit statt, wenn sie eher kreisförmig ist, eine Eiszeit (Milankovic-Zyklus) 
[7]. Die Temperaturdifferenzen betrugen in Europa und Nordamerika etwa 
10 °C.  

(2) Die letzten 1000 Jahre lassen sich für Europa in drei Perioden unterteilen: 
eine mittelalterliche Warmzeit von 800 bis 1300, eine sogenannte kleine Eis-
zeit von 1300 bis 1900 und ein Anstieg der Temperaturen seit der vorvorigen 
Jahrhundertwende.  

(3) Seit etwa 1900 kann ein Ansteigen der Durchschnittstemperaturen um etwa 
0,7 °C registriert werden, die sich seit 1990 aus dem Zufallsschwankungsbe-
reich heraus entwickelt haben; sie haben allerdings nicht die Werte der mit-
telalterlichen Warmzeit erreicht. 

Für die weitere Diskussion ist der dritte Zeitabschnitt vor dem Hintergrund der langfris-
tigen Instabilität des Klimas von Bedeutung. Die Klimageschichte zeigt – bei aller Un-
genauigkeit früherer Temperaturdaten – einen ständigen Wandel, kein Einpendeln auf 
ein statisches Gleichgewicht und keine für alle Zeitreihenabschnitte eindeutige Entwick-
lungsrichtung.   

Die Ursachen der unter Punkt drei genannten Erwärmung werden kontrovers diskutiert, 
ungeachtet der entschiedenen Haltung des Weltklimarates (ICPP), der allein die 
anthropogene Kohlendioxyd-Produktion dafür verantwortlich macht. Eine kleine Grup-
pe von Klimaforschern führt einen Teil der registrierten Erwärmung seit 1900 auf zykli-
sche Sonnenaktivitäten zurück [8]. Aus der Sicht der Wirtschaftswissenschaften soll an 
dieser Stelle nicht in die Debatte eingegriffen werden; es genügt die Feststellung, daß es 
keine unbestrittene monokausale Beziehung zwischen anthropogenem Kohlendioxyd 
und Temperaturentwicklung gibt.  

Wenn wir von der Hypothese ausgehen, daß ein Teil der Klimaveränderung, etwa zwi-
schen 50 % und 90 %, durch die Verbrennung fossiler Stoffe und dem daraus folgenden 
Kohlendioxyd-Ausstoß erzeugt wird, so stellt sich die Frage, ob nicht der Übergang zu 
erneuerbaren Energien geboten erscheint. Diese Frage ist für Politik, Publizistik und 
weite Teile der Klimaforschung sowie für die meinungsbildenden Gruppen in der deut-
schen Gesellschaft schon positiv beantwortet; zu anderen Antworten wird man in Ent-
wicklungs- und Schwellenländern kommen. Die Argumente folgen zwei Begründungs-
zusammenhängen: (1) Es ist banal, aber gleichwohl richtig, daß die fossilen Energie-
quellen endlich sind. Nach allem, was wir über bekannte Vorkommen und Reserven 
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wissen, gehen die ökonomisch abbauwürdigen Lagerstätten in der Reihenfolge Erdöl, 
Erdgas und Kohle in den nächsten Jahrhunderten zu Ende [9]. (2) Die Forderung nach 
erneuerbaren Energien erfolgt unter dem Eindruck, daß die schnelle Verminderung des 
Kohlendioxyd-Ausstoßes eine Begrenzung der weltweiten Erwärmung bewirken kann, 
und damit die Folgen des Klimawandels begrenzt werden. Beide Gründe liegen auf un-
terschiedlichen Zeitpfaden; während der zweite Grund sofortige Politik verlangt, führt 
der erste Grund zu langfristigem Handeln. Die Prognosen der fossilen Reserven sind 
überaus schwierig, weil sie von drei Einflüssen abhängen. Zunächst werden immer wei-
ter neue Lagerstätten entdeckt, wobei das Potential der unentdeckten Kohlemengen 
vermutlich am größten ist. Ferner bestimmt die zukünftige Preisentwicklung Abbau-
mengen und Abbauräume. In Abhängigkeit vom Marktpreis wird man Ölschiefer för-
dern – oder nicht – oder in tiefere Kohleflöze vorstoßen. Schließlich ist die zukünftige 
technische Entwicklung weithin unbekannt und kann zu einem veränderten Energiever-
brauch führen. Wie wir aus der Vergangenheit wissen, vollzieht sich technischer Fort-
schritt in Schüben und – wie wir ebenfalls wissen – oft in nicht prognostizierbare Rich-
tungen. Das erste Argument ist nicht ursächlich für eine Klimapolitik, das zweite Ar-
gument muß hinsichtlich der eingetretenen und prognostizierten Folgen unter der Hypo-
these eines überwiegend anthropogen verursachten Klimawandels näher untersucht 
werden.  

 
 

III. Folgen des Klimawandel 
 
 
Wenn man die Folgen der neuzeitlichen Erwärmung betrachtet, muß man unterscheiden 
zwischen den eingetretenen und den prognostizierten Phänomenen. Ferner ist zwischen 
solchen Folgen zu differenzieren,  die unzweifelhaft mit einem durchschnittlichen Tem-
peraturanstieg zusammenhängen und solchen, die unbegründet dieser vermeintlichen 
Ursache zugeschrieben werden. Sinnvollerweise wird man nur die Wirkungen für die 
Zukunft betrachten, die sich in der Vergangenheit als eindeutig klimabedingt erwiesen 
haben. Man kann drei Hauptfolgen nennen, die diesen Bedingungen entsprechen: (1) 
Eine weltweite Verschiebung der Klimazonen vom Äquator aus nach Süden und Nor-
den erfordert Umstellungen in Landwirtschaft und Städtebau. Da sich diese Verschie-
bung langsam vollzieht, sind die Anpassungskosten pro Jahr als relativ gering anzu-
nehmen. (2) Eine Erhöhung des durchschnittlichen Meeresspiegels um 0,3 Meter in den 
nächsten 100 Jahren erfordert Anpassungen im Deichbau und in der küstennahen Sied-
lungsstruktur. (3) Aus den Punkten 1 und 2 können – aber nicht zwangsläufig – in eini-
gen Staaten soziale Verwerfungen entstehen. (4) Andere, oft genannte Folgen der Kli-
maerwärmung, wie zunehmende Stürme, Überschwemmungen, sich ausbreitende 
Krankheiten, Lebensmittelknappheit usw. sind nicht oder nicht monokausal mit dem 
Klimawandel verbunden [10]. 
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Nicht alle vermutlichen Klimafolgen, die unter (4) aufgezählt sind, können hier argu-
mentativ widerlegt werden; einige sind statistisch nicht belegt, andere Beispiele sollen 
herausgegriffen werden: Ein Blick auf die Verbreitungskarte der Malaria zeigt, daß 
Länder, die auf dem gleichen Breitengrad liegen, sehr unterschiedlich von dieser 
Krankheit betroffen sind, auf dem indischen Subkontinent und in Südamerika weniger 
als in Afrika. Offensichtlich spielen die staatliche Bekämpfung der Krankheit, die Qua-
lität des Gesundheitswesens und andere politische und gesellschaftliche Bedingungen 
eine dominierende Rolle. Aus diesem Grund ist die mit Klimaänderungen verbundene 
Furcht vor der Ausbreitung der Malaria in Europa unbegründet und rein spekulativer 
Art [11].  Es ist ferner zu bezweifeln, ob die Zahl und Intensität der Überschwemmun-
gen in Flußtälern zunehmen. Diese Zweifel entstehen, wenn man sich historische 
Hochwassermarken aus vielen Jahrhunderten ansieht. Unbestritten ist jedoch, daß durch 
Flußbegradigungen, die Bebauung der Flußauen und Überschwemmungsgebiete sowie 
durch die höheren heutigen Werte der Immobilien die Schadenssummen aus Über-
schwemmungen zunehmen [12]. Ferner ist nicht bekannt, ob es einen Zusammenhang 
zwischen der anthropogen verursachten Klimaveränderung und der Zunahme von Häu-
figkeit und Intensität der Wirbelstürme gibt [13]. Daraus folgt, daß küstennahe, sturm-
bedingte Überschwemmungen nicht dem Klimawandel zugerechnet werden können; die 
steigenden Schäden sind zunächst der Besiedelung gefährdeter Gebiete zuzuordnen, die 
durch einen wachsenden Bevölkerungsdruck hervorgerufen wird. 
 
Die unter (1) genannten Verschiebungen der Klimazonen und die damit verbundene 
Umstellung der Landwirtschaft erzeugen vermutlich Kosten, die nur einen Bruchteil der 
Kohlendioxyd-Vermeidungskosten ausmachen [14]. Gleichwohl besteht das zentrale 
Problem in den Verteilungswirkungen, die durch die Zonenverschiebung entstehen: In 
Gebieten mit zunehmendem Niederschlag müssen Entwässerungssysteme und in Gebie-
ten mit abnehmendem Niederschlag Bewässerungssysteme geschaffen werden. Hinzu 
treten die Kosten des Anbauwandels hinsichtlich Saatgut- und Erntetechnologie. Diese 
Kosten können die einzelnen landwirtschaftlichen Betriebe überfordern und – bei 
Schwellen- und Entwicklungsländern – ganze Volkswirtschaften. Die Verschiebung der 
Klimazonen läßt Gewinner und Verlierer entstehen, wobei die Volkswirtschaften, die 
einen Nettozuwachs ihrer Wohlfahrt – wie immer man sie berechnet – verzeichnen wer-
den, können an jene Volkswirtschaften Kompensationszahlungen leisten, die eine Re-
duktion ihrer Wohlfahrt registrieren. Ob diese kompensatorische Politik tatsächlich 
durchgeführt wird, hängt von den internationalen Machtverhältnissen ab.  
 
Gleiches gilt für den unter (2) genannten Küstenschutz, der notwendig ist, um die Mee-
resspiegelerhöhung abzufangen, wobei nicht nur die Erhöhung der Deiche, sondern 
auch die Verlegung besonders hochwassergefährdeter Siedlungen berücksichtigt werden 
müssen. Auch diese Kosten betragen vermutlich einen Bruchteil der Kohlendioxyd-
Vermeidungskosten [15], treten räumlich begrenzt auf und lassen sich hinsichtlich ihrer 
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Trägerschaft eindeutig zuordnen. Werden die unter (1) und (2) genannten Folgen eines 
Klimawandels durch regionale, nationale oder supranationale Institutionen nicht aufge-
fangen, so können gesellschaftliche und politische Verwerfungen in einzelnen Gebieten 
die Folge sein, wobei es sich um mittelbare Ergebnisse von Klimaveränderungen han-
delt. Effizient tätige und zielgerichtete Institutionen, die die Probleme erkennen, obwohl 
sie schleichend eintreten, können die durch individuelle Überforderungen entstehenden 
gesellschaftlichen Instabilitäten vermeiden.   
 
Es kann nicht bestritten werden, daß von einer durchschnittlichen Temperaturerhöhung 
von 2 °C wahrnehmbare Veränderungen ausgehen; die kleine Eiszeit von 1300 bis 1900 
wies nur eine zum heutigen Klima geringere Durchschnittstemperatur von 1 °C auf. Die 
Folgen für die spätmittelalterliche Wirtschaft und Gesellschaft sind in der Literatur aus-
führlich beschrieben worden [16]. Zwei Gesichtspunkte müssen allerdings berücksich-
tigt werden. Zum einen kann eine moderne, hochtechnische Wirtschaft die erwarteten 
Änderungen leichter abfedern, als das der mittelalterlichen Gesellschaft möglich war. 
Zum anderen treten – darauf wurde schon mehrfach hingewiesen – die Änderungen des 
Klimas nicht schockartig auf, sondern langsam und schwankend. Die Geschwindigkeit 
des zukünftigen Klimawandels hängt nun aber entscheidend von den Ursachen ab. Wird 
dieser Prozeß ausschließlich dem anthropogenen Kohlendioxyd-Ausstoß zugerechnet 
und erhöht sich bei verlangsamendem Welt-Bevölkerungswachstum und steigender 
Welt-Produktion die Kohlendioxyd-Menge, so läuft der Prozeß schneller ab, als wenn 
ein Teil der Klimaänderungen durch physikalische Ursachen (Sonnenflecken, Sonnen-
wind, Erdachsenverschiebung etc.) hervorgerufen wird. Wenn diese zuletzt genannten 
Ursachen sogar dominieren, die bekanntlich zyklischen Mustern unterliegen, so wird 
man diese Zyklen auch in der Klimaentwicklung wiederfinden. Es ist von zentraler Be-
deutung, zu erkennen, daß die prognostizierten Klimaentwicklungen sehr unsicher sind. 
Daran ändern auch die Modellrechnungen der Klimaforscher und die Größe ihrer Com-
puter nichts, da die Prognoseergebnisse nur so gut sind wie die Qualität der zugrunde 
liegenden Theorien. Das führt dazu, daß es eine schwache und unsichere Grundlage für 
die derzeitige Klimapolitik der Schadensvermeidung gibt. Nun könnte man der Ansicht 
sein, daß ungeachtet der fehlenden sicheren Erkenntnisse eine Klimaschutzpolitik be-
trieben werden sollte, vorsorglich und gleichsam prophylaktisch. Diese Auffassung muß 
allerdings mit den hohen Opportunitätskosten eines solchen Handels konfrontiert wer-
den. Ressourcen, die zum Umbau der Energiewirtschaft – von der fossil-basierten hin 
zur regenerativen Stromerzeugung – oder zum Umbau des Verkehrs verwendet werden, 
stehen selbstverständlich nicht für öffentliche Investitionen (Wissenschaft, Bildung, 
Gesundheitswesen usw.) oder private Ausgaben (Produktionserweiterungen, privater 
Konsum) zur Verfügung [17].          
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IV. Folgen der Klimapolitik 
 

Damit sind wir bei der Beurteilung der aktuellen Klimapolitik angelangt, die durch die 
Vermeidung der Kohlendioxyd-Emission bei Produktion und Konsum gekennzeichnet 
ist. Wenn wir von den Bedenken hinsichtlich der naturwissenschaftlichen Grundlagen 
einer rationalen Klimapolitik einmal absehen, so stellt sich die Frage, ob die ökonomi-
schen Schäden durch Klimawandel oder durch Klimapolitik größer sind. Es lassen sich 
fünf Bereiche identifizieren, die miteinander verbunden sind: (1) Die internationale 
Veränderung der Nachfrage nach Ressourcen, (2) die Änderung der Produktionsstruktur 
bei internationalem Handel, (3) die Allokations- und Umverteilungsfolgen, (4) die 
Rückkopplung über Wirtschaft und Demographie und (5) die Änderung des Politikstils.   
 
Bei den Punkten (1) und (2) soll in einem Gedankenexperiment die Welt zu zwei Län-
dern zusammengefaßt werden; Land A (Kyoto-Staaten) verteuert durch Steuern oder 
Zertifikate die CO2-intensive Produktion, und Land B (Nicht-Kyoto-Staaten) verzichtet 
auf diese Politik. Nehmen wir in einer ersten Überlegung an, daß Konsum und Produk-
tion mit Hilfe von fossilen Energieträgern durchgeführt werden. Bei kurzfristig gegebe-
nem Angebot dieses Energieträgers wird die als elastisch angenommene Nachfrage in 
Land A sinken, da zusätzliche Kosten in Form von Steuern oder Zertifikaten anfallen. 
Der somit sinkende Weltmarktpreis führt zu einer zusätzlichen Nachfrage des Landes B 
nach diesem Energieträger, wodurch weltweit der Kohlendioxyd-Ausstoß ansteigt [18]. 
Unberücksichtigt bleibt bei diesen Überlegungen, wofür die Einnahmen aus Zertifikat-
handel oder Umweltsteuer verwendet werden und welcher Kohlendioxyd-Saldo sich 
ergibt, wenn die Einnahmen in das Land B transferiert werden unter der Bedingung, 
ebenfalls eine dem Land A entsprechende Umweltpolitik zu betreiben.   
 
Nehmen wir in einer zweiten Überlegung an, daß zwischen den beiden Ländern die Gü-
ter x und y gehandelt werden, wobei die Produktion des Gutes x in stärkerem Maße 
Umwelt als Input benötigt als das Gut y. Wenn wir den Umweltinput mit dem Transport 
von Kohlendioxyd und der (zeitweiligen) Ablagerung in der Atmosphäre  identifizieren, 
ist die Produktion des Gutes x als kohlendioxydintensiv zu bezeichnen. In Land A wird 
durch die Einführung von Zertifikaten der Inputfaktor Umwelt knapper als in Land B, 
das über diesen Faktor nunmehr reichlicher verfügt. Nun wissen wir aber, daß sich im 
internationalen Handel die Länder jeweils auf die Produktion des Gutes spezialisieren 
und es exportieren, das in höherem Maße den Faktor benötigt, über den das Land in 
höherem Maße verfügt (Heckscher-Ohlin-Theorem) [19]. Land B wird sich auf das koh-
lendioxydintensive Gut in der Produktion spezialisieren, einen Teil der Produktion, die 
den eigenen Konsum übersteigt, in Land A exportieren und im Gegenzug Gut y impor-
tieren. In Land A wird ein Teil des Kohlendioxyd-Ausstoßes durch die Reduktion der x-
Produktion verringert und durch den internationalen Handel weltweit vermehrt erzeugt. 
Über den Saldo können nur güterspezifische Betrachtungen Näheres aussagen.  
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Zum dritten ist auf die Folgen der klimapolitischen Eingriffe auf einen prinzipiell 
marktgesteuerten Allokationsprozeß hinzuweisen. Da die politischen Akteure nicht in 
Marktzusammenhängen, schon gar nicht in Angebots- und Nachfrageelastizitäten, den-
ken, entsteht eine Vielzahl von Verwerfungen mit teilweise dramatischen Folgen. Der 
subventionierte Anbau von biodieselgeeigneten Pflanzen verknappt weltweit die Boden-
fläche für die Nahrungsmittelproduktion und läßt die Nahrungsmittelpreise steigen. 
Dieser Effekt führt insbesondere in Entwicklungsländern zu einer verschärften Ernäh-
rungslage. Die hohen Subventionen für alternative Energien in Deutschland schaffen im 
Saldo nicht neue Arbeitsplätze, sondern vernichten Arbeitsplätze. Als Beispiel soll die 
Solar- und Windtechnik herangezogen werden. Beide Formen der Energieerzeugung 
werden hoch subventioniert mit der Folge permanent steigender Strompreise für private 
Haushalte (und für einen Teil der Unternehmen). Da die Realeinkommen der Haushalte 
in den letzten Jahren nicht deutlich gestiegen sind, findet eine Umschichtung der Kon-
sumausgaben statt, und zwar von den Gütern mit einer hohen Preiselastizität der Nach-
frage zu den Gütern mit einer entsprechend geringen Elastizität, zu denen die Strom-
nachfrage zu rechnen ist. Zur ersten Gütergruppe gehören bekanntlich Dienstleistungen, 
die in der Regel arbeitsintensiv sind, wodurch in diesen Branchen Arbeitsplätze verlo-
ren gehen. Da die industrielle Produktion von Windkraft- und Solaranlagen kapitalin-
tensiv ist, dürfte der Beschäftigungssaldo negativ sein. Schließlich ist zu bedenken, daß 
über dieses Beispiel hinaus eine Vielzahl von klimapolitischen Maßnahmen (Steuern, 
Bauvorschriften usw.) die Kaufkraft der privaten Haushalte absorbiert und den be-
schriebenen Effekt verstärkt.  
 
Viertens vernachläßigt die herrschende Klimapolitik der schnellen und umfassenden 
Kohlendioxyd-Reduktion den dynamischen Charakter des Problems [20]. Die Ge-
schwindigkeit der Umstellung von fossilen auf erneuerbare Energieträger beeinflußt den 
Zeitpfad der Emission, wie sich an zwei Szenarien verdeutlichen läßt: (1) Die Verwen-
dung eines erheblichen Teils des Volkseinkommens (sagen wir 2,0 %) in aller Welt zur 
schnellen Umstellung auf erneuerbare Energieträger reduziert das Wirtschaftswachstum, 
den Anstieg des Einkommens, der Konsummöglichkeiten und der Wohlfahrt weltweit. 
Eine weithin unbestrittene Hypothese besagt,  je niedriger das Einkommen pro Kopf ist, 
umso größer ist das Bevölkerungswachstum [21]. Dieser Zusammenhang kann für Eu-
ropa in der Vergangenheit und für Entwicklungs- und Schwellenländer in der Gegen-
wart beobachtet werden. Je größer das Bevölkerungswachstum ist, umso stärker steigt 
auch der Energiebedarf, der unter den genannten Voraussetzungen in den Entwicklungs- 
und Schwellenländern nur durch die Verwendung zusätzlicher fossiler Energieträger 
gedeckt werden kann. Einem zunächst gedrosselten Kohlendioxyd-Ausstoß steht am 
Ende der Betrachtungsperiode ein stark ansteigender Ausstoß gegenüber. (2) Wird ein 
geringer Teil des Volkseinkommens zur langsamen Umstellung der Energieerzeugung 
verwendet und werden zunächst vor allem in den Entwicklungs- und Schwellenländern 
die Erdölvorkommen und die Steinkohlebestände genutzt, so folgt daraus ein schnelle-
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res Wirtschaftswachstum und ein sich verlangsamendes Bevölkerungswachstum mit 
einem, im Vergleich zu Szenario 1, in der Zukunft geringeren zusätzlichen Energiebe-
darf. Hinzu tritt die Tatsache, daß eine wohlhabendere Weltbevölkerung leichteren Zu-
gang zu alternativen, erneuerbaren Energieträgern hat. Einem zunächst höheren Koh-
lendioxyd-Ausstoß steht am Ende der Betrachtungsperiode ein schwach ansteigender 
Ausstoß gegenüber. Die aktuelle Klimapolitik im Sinne einer schnellen und weltweiten 
Kohlendioxyd-Reduktionspolitik übersieht den beschriebenen Rückkopplungsprozeß 
über Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum und vernachläßigt die daraus folgende 
dynamische Entwicklung des Problems. 

Schließlich ist fünftens ein Wandel im politischen Denken und Handeln infolge der 
Klimadiskussion festzustellen. Der Weltklimarat (kurz: IPCC) und in seinem Gefolge 
der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung (kurz: WBGU) in seinem Gutachten 
Welt im Wandel – Gesellschaftsvertrag für eine Große Transformation, fordern einen 
totalen Umbau der Energiegewinnung innerhalb kurzer Zeit. Gewaltige Ressourcen sind 
notwendig, um dieses Ziel zu verwirklichen, erhebliche Wohlfahrtseinbußen müssen 
von der Bevölkerung hingenommen werden, wenn 1 % oder 2 % des Sozialproduktes 
diesem Ziel untergeordnet werden. Damit dieses Projekt gelingt, ist es notwendig, lang-
fristig wirkende Entscheidungen dem demokratischen Prozeß der Parlamente zu entzie-
hen und auf einen nicht gewählten Zukunftsrat zu übertragen, der von unten ergänzt 
wird durch den politisch-gesellschaftlichen Druck von Nichtregierungsorganisationen. 
Ein neues Klimabewußtsein muß in der Bevölkerung erzeugt werden. Abweichendes 
Verhalten wird kaum toleriert werden, zumal Klimaschutz zum alles überwölbenden 
Staatsziel erhoben werden soll.   
 
Es offenbart sich ein holistisches Denken, ein geplanter großer Wurf: „Eine wirkungs-
volle Strategie der Transformation verlangt nach einer neuen „Politik aus einem Guss“ 
[22]. Eine bisher eher weitgehend vorherrschende Politik der kleinen Verbesserungsver-
suche und Irrtumskorrekturen politischer Entscheidungen, die Politik des "piecemeal 
social engineering", wird als „Durchwurschteln“ [23] bezeichnet. Es ist das Verdienst 
Poppers [24], die Methode des Kritischen Rationalismus, des Prüfens und Verwerfens 
(Falisfikation) von Theorien und des dadurch entstehenden schrittweisen Erkenntnisge-
winns auf die Gesellschaftspolitik übertragen zu haben. Die offene Gesellschaft befindet 
sich – im Gegensatz zur geschlossenen Gesellschaft mit einem allumfassenden Staats-
modell, das es durchzusetzen gilt – in einem ständigen Prozeß der kleinen Verbesse-
rungsversuche und der Möglichkeit, Irrtümer geringer Reichweite zu korrigieren. Unge-
achtet der Komplexität einer Klimapolitik, die sowohl auf der naturwissenschaftlichen 
Ebene (die wir unkommentiert dargestellt haben) als auch auf der ökonomischen Ebene 
(die wir diskutiert haben) anzutreffen ist, offenbaren sich die Vorstellungen eines par-
lamentarisch nicht legitimierten und durch holistisches Denken getriebenen Megapro-
jekts, das auf das vorsichtige Herantasten an wohlfahrtssteigernde Zustände und die 
Möglichkeit der Korrektur begrenzter Irrtümer völlig verzichtet.  
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V. Schlußfolgerungen 
 
 

Zusammenfassend ergibt sich nun das folgende Bild: (1) Die bisherige Klimapolitik 
basiert auf naturwissenschaftlich nicht hinreichend gesicherten Erkenntnissen, da alter-
native Erklärungen für vermutlich einen Teil der Klimaveränderungen unberücksichtigt 
bleiben und ein monokausaler Zusammenhang zwischen anthropogenem Kohlendioxyd-
Ausstoß und Erwärmung angenommen wird. (2) Die bisherige Klimapolitik folgt der 
Vorstellung, daß die Verhinderung der weiteren Klimaveränderung nur durch ein alle 
Bereiche der Gesellschaft umfassendes, holistisches Großprojekt zu bewältigen sei, dem 
alle anderen Ziele unterzuordnen seien. Dieses geschieht ungeachtet der wohlfahrtssen-
kenden Wirkungen dieses Schadenvermeidungskonzeptes. (3) Die bisherige Klimapoli-
tik verfolgt nicht die Strategie der ex-post-Schadensbehebung, die vier unbestreitbare 
Vorteile aufweist. Zum einen ist im Nachhinein der Umfang der Schäden (und der Vor-
teile) durch Klimawandel bekannt, ferner kann diese Politik räumlich und sachlich ge-
zielt eingesetzt werden, sie ist weiterhin durch kleine, leicht korrigierbare Maßnahmen 
gekennzeichnet, und schließlich entfallen free-rider-Positionen, die bei der ex-ante-
Schadensvermeidung möglich sind.  
 
Es bleibt dabei, daß den wichtigsten Folgen des Klimawandels, Verlagerung der Klima-
zonen und Meeresspiegelanstieg, durch eine kompensatorische Politik begegnet werden 
kann. Es stellt sich die Frage, warum eine solche Politik nicht, auch nicht in Ansätzen, 
verfolgt wird. Dafür lassen sich zwei politische Gründe nennen. Zum einen: In Gesell-
schaften mit parlamentarischen Demokratien müssen wählerstimmenmaximierende Po-
litiker Aktivitäten aus der gegenwärtigen Wahlperiode vorweisen und nicht auf die Zu-
kunft gerichtete Handlungsabsichten. (Energiewende jetzt, Folgekosten später.) Zum 
anderen: Politikberatung, die zukünftige, räumlich, sachlich und zeitlich begrenzte Ver-
besserungsversuche, also Schadensbehebungspolitik mit der Möglichkeit von 
Irrtumskorrekturen, vorschlägt, entzieht sich selbst die politische Bedeutung, und damit 
die Forschungsressourcen. Nur leicht verstehbare, monokausale Großszenarien mit 
dramatischen Folgen, die nur mit einer radikalen Großpolitik verhindert werden können, 
sind offensichtlich zuschußwürdig.  
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